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Beitrags- und Gebührensatzung zur 

Entwässerungssatzung 

des Marktes Schnabelwaid (BGS-EWS) 

 

                                                                    Vom 22.12.1993     incl. 12. Änd.Satzung ! 

 

 

Vom Auf Grund des Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetztes erläßt der Markt Schnabelwaid folgende 

mit Schreiben des Landratsamtes Bayreuth vom 02.12.1993, Nr. 2/20-028/1 genehmigte 

 

S a t z u n g  
 

§ 1 

Beitragserhebung 

 

Der Markt erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungseinrichtung für das 

Gebiet der Gemeindeteile Preunersfeld und Schnabelwaid einen Beitrag, soweit der Aufwand nicht einer 

Erstattungsregelung nach Art. 9 KAG unterliegt. 

 

§ 2 

Beitragstatbestand 

 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare sowie für solche 

Grundstücke und befestigte Flächen erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn 

 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluß an die Entwässerungseinrichtung besteht,  

  

2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind, oder    

  

3. sie auf Grund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen 

werden. 

 

§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 

 

(1)  Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 

 

1. § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen werden kann,  

2. § 2 Nr. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist,   

  

3. § 2 Nr. 3 mit Abschluß der Sondervereinbarung. 

 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld 

erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.        

 

(2) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstückes vorgenommen, 

die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluß der Maßnahme. 

 

 

§ 4 

Beitragsschuldner 

 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstückes 

oder Erbbauberechtigter ist. 

 

 

 

 

 

 

§ 5 
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Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Beitrag wir nach der Grundstücksfläche und der zulässigen Geschoßfläche berechnet. 
 

(2) Die Grundstücksfläche wird bis zu einer Tiefe von 40 m herangezogen. Bei Eckgrundstücken ist die 

Begrenzung auf beide Seiten, zu denen das Grundstück die Möglichkeit des Anschlusses an die 

öffentliche Entwässerungseinrichtung hat, zu beziehen. Reicht die Bebauung über die Begrenzung nach 

Satz 1 hinaus oder näher als 3 m an diese Begrenzung heran, so ist die Begrenzung 3 m hinter dem Ende 

der Bebauung anzusetzen.  
 
(3) Die zulässige Geschoßfläche bestimmt sich, wenn ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan besteht, nach 

dessen Festsetzungen. Ist darin eine Geschoßflächenzahl (§ 20 Baunutzungsverordnung) festgelegt, so 

errechnet sich die Geschoßfläche für die Grundstücke durch Vervielfachung der jeweiligen 

Grundstücksfläche mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschoßflächenzahl. Ist im Bebauungsplan 

eine Baumassenzahl (§ 21 Baunutzungsverordnung) festgesetzt, so ergibt sich die Geschoßfläche aus der 

Vervielfachung der jeweiligen Grundstücksfläche mit der Baumassenzahl, geteilt durch 3,5. Ist auf 

Grund einer Ausnahme oder Befreiung im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld eine größere 

Geschoßfläche zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen. Ist im Einzelfall nur eine geringe 

Geschoßfläche zulässig, so ist diese maßgebend.       

   

(4) Die zulässige Geschoßfläche ist nach dem Stand der Planungsarbeiten zu ermitteln, wenn für das 

Grundstück zwar die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen, die zulässige Geschoßfläche aber 

noch nicht festgesetzt ist. Absatz 2 Satz 4 und Satz 5 gelten entsprechend.    

  

(5) Die zulässige Geschoßfläche ist zu ermitteln nach der für vergleichbare Baugebiete im Markt 

festgesetzten Nutzungsziffer, wenn 

 

a) in einem aufgestellten Bebauungsplan des zulässige Maß der Nutzung nicht festgesetzt ist, oder  

b) sich aus einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan die zulässige Geschoßfläche nicht 

hinreichend sicher entnehmen läßt, oder        

c) in einem in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan des zulässige Maß der Nutzung nicht festgesetzt 

werden soll, oder           

d) ein Bebauungsplan weder in Aufstellung begriffen noch vorhanden ist.    

 

(6) Fehlt es an vergleichbaren Baugebieten, ergibt sich die zulässige Geschoßfläche aus der 

durchschnittlichen Geschoßfläche, die nach § 34 BauGB i. V. m. § 17 und § 29 BauNVO aus der in der  

Umgebung vorhandenen Bebauung ermittelt wird.       

 

(7) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten, bei denen die genehmigte Bebauung die vergleichbare 

zulässige Geschoßfläche überschreitet, gelangt die genehmigte zur Abrechnung.  
 

(8) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als zulässige 

Geschoßfläche ein Viertel der Grundstückssfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf einem 

Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete 

Bedeutung hat.          

  

(9) Bei Grundstücken im Außenbereich gilt als zulässige Geschoßfläche die Geschoßfläche der genehmigten 

Bebauung. Weist das Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vorhandene 

Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Geschoßfläche der vorhandenen Bebauung maßgeblich. Die 

Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Kellergeschosse 

und Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie Vollgeschosse i. S. des Baurechts sind oder 

Räume enthalten, die auf die zulässige Geschoßfläche anzurechnen sind (analog § 20 Abs. 3 Satz 2 

BauNVO) Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach 

Anschluß an die gemeindliche Einrichtung auslösen oder nicht angeschlossen werden dürfen, werden 

nicht zum Beitrag herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile die tatsächlich 

angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die 

Gebäudefluchtlinie hinausragen.  

 

(10) Wird ein Grundstück vergrößert und sind für diese Flächen noch keine Beiträge geleistet worden, so 

entsteht  die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt, wenn sich die zulässige Geschoßfläche durch 

Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes, durch Erlaß oder Änderung einer Satzung nach § 34 
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Abs. 4 BauGB oder durch eine weitere Bebauung später vergrößert. Gleiches gilt ferner für 

Außenbereichsgrundstücke (Absatz 8), wenn sich die zuverlässige Geschoßfläche i. S. v. Absatz 8 später 

vergrößert oder sonstige Veränderungen vorgenommen werden, die nach Absatz 8 für die 

Beitragsbemessung von Bedeutung sind.  

 

§ 6  

  Beitragssatz 
 

Der Beitrag beträgt: 

 

a) pro m2 Grundstücksfläche 1,03  €     

b) pro m2 Geschoßfläche      5,37  € 

 

§ 7 

Fälligkeit 

 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 

 

 

§ 8 

Erstattung des Aufwandes für Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Der Aufwand, der für die Veränderungen der Grundstücksanschlüsse, die entweder durch eine Änderung 

oder Erweiterung der Anlage des Grundstückseigentümers erforderlich sind oder aus anderen Gründen 

von ihm veranlaßt werden, entsteht, ist in der jeweils tatsächlichen entstandenen Höhe zu erstatten. 

            

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluß der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im 

Zeitpunkt des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. Der 

Erstattungsanspruch wird einen Monat nach Zustellung des Erstattungsbescheides fällig. 

 

 

§ 9  

Gebührenerhebung 

 

Der Markt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Einleitungsgebühren. 

 

 

§ 10 

Einleitungsgebühr 

 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer 

berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden..   

Die Gebühr beträgt 4,88 € je Kubikmeter Abwasser.  

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung   und aus der 

Eigengewinnungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück 

verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 3 ausgeschlossen 

ist. Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem 

Gebührenpflichtigen auf dessen Kosten. Die Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Sie 

sind vom Markt zu schätzen, wenn 

 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder        

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder    

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch 

nicht abgibt. 

 

Als dem Grundstück aus der Eigengewinnungsanlage zugeführte Wassermenge werden pauschal mit 10 

m³ / Jahr und Einwohner angesetzt. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nachweis eines 

niedrigeren Wasserverbrauches zu führen. 
 

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen 

    

a) das hauswirtschaftliche genutzte Wasser,        
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b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser.    

 

 

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 

 

Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwässerungseinrichtung. 

 

 

§ 12 

Gebührenschuldner 

 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks 

oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der Inhaber 

eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

 

§ 13 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Einleitungsgebühr wird einen Monat nach Zustellung des 

Gebührenbescheides fällig.         

  

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.02., 15.05. und 15.08. jedes Jahres Vorauszahlungen in Höhe 

eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, 

so setzt der Markt die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 

 

§ 14 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Markt für die Höhe der Schuld maßgebliche 

Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen auch 

unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 

 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Mai 1992 in Kraft. 

 

 

Schnabelwaid, den 22. Dezember 1993 

Markt Schnabelwaid 

(Siegel) 

gez. Friedrich  

 

Friedrich   

1.  Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

Bekanntgemacht durch Abdruck im Mitteilungsblatt der VG Creußen vom 30.12.1993, Nr. 52/1993 

Verwaltungsgemeinschaft Creußen 

i.A. 

 

gez. Maier       (VG-Siegel) 

 

Maier 
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Änderungen: 
 

1. Änderung vom 09.10.1995 – rk. 01.10.1995 

2. Änderung vom 10.03.1999 – rk. 26.03.1999 

3. Änderung vom 30.06.2000 – rk. 14.07.2000 

4. Änderung vom 18.09.2000 – rk. 01.10.2000 

5. Änderung vom 18.01.2002 – rk. 01.02.2002 

6. Änderung vom 21.03.2002 – rk. 05.04.2002 

7. Änderung vom 05.09.2003 – rk. 01.10.2003 

8. Änderung vom 14.09.2006 – rk. 01.10.2006 

9. Änderung vom 14.12.2009 – rk. 01.01.2010 

10. Änderung vom 26.07.2012 – rk. 01.10.2012 

11. Änderung vom 04.08.2016 – rk. 01.10.2016 

12. Änderung vom 30.07.2021 – rk. 01.10.2020 

 

 


